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KOMMENTAR

Ver.dis Dilemma
Johannes Schulten über niedrige
Tarifabschlüsse im Einzelhandel

Wirklich überrascht hat es am En-
de niemanden mehr. Am Dienstag
hat auch der ver.di-Verhand-
lungsbezirk Nordrhein-Westfalen
die intern stark kritisierte Tarifei-
nigung für den Einzelhandel
übernommen. Damit ist die Tarif-
runde für 3,4 Millionen Beschäf-
tigte praktisch beendet. Baden-
Württemberg, hinter Nordrhein-
Westfalen das mitgliederstärkste
Bundesland, hatte bereits Ende
Juli einen Abschluss unterschrie-
ben – und damit Fakten geschaf-
fen. Wenig überraschend war
auch die Empörung an der Basis.
Dabei scheint es gar nicht so sehr
das Ergebnis an sich zu sein, das
die Streikenden auf die Palme
bringt. 2,3 Prozent mehr Lohn
wird es rückwirkend ab Juli ge-
ben, ab Mai 2018 kommen wei-
tere zwei Prozent hinzu. Bedenkt
man, dass sich die Reallöhne der
Branche 2015 auf dem Niveau
von 1991 befanden, ist das wenig
berauschend. Allerdings liegt
ver.di mit dem Ergebnis nur
knapp hinter dem durchschnittli-
chen Wachstum der Tariflöhne in
Deutschland. Die Wut erklärt sich
viel mehr aus der extremen Fall-
höhe zwischen Forderung und
Abschluss. Erreicht werden soll-
ten nämlich ganze sechs Prozent,
dazu ein tariflicher Mindestlohn
von 1900 Euro. Das hat sich als
naiv herausgestellt. Im Einzel-
handel zu streiken, ist ein Risiko.
Dass gesamte Belegschaften »auf
die Straße gehen«, ist die Aus-
nahme. Viele, die sich beteiligt
haben, fühlen sich nun verheizt.
Ver.di steckt in einem Dilem-

ma. Um die Basis zu mobilisieren,
braucht es hohe Forderungen.
Gleichzeitig wissen alle Beteilig-
ten, dass sich diese nicht durch-
setzen lassen. Sogar dem kampf-
erprobten Bezirk Nordrhein-
Westfalen gelang es an den Akti-
onstagen kaum, mehr als 3000
Streikende zur zentralen Kund-
gebung zu mobilisieren. In NRW
arbeiten über 700 000 Einzel-
handelsbeschäftigte. Hinzu-
kommt die Schwäche des Unter-
nehmerverbandes HDE. Der hat
Mühe, seine Mitglieder zusam-
menzuhalten. Wem ein Abkom-
men nicht gefällt, droht mit Aus-
tritt. Das macht die Verhandlun-
gen nicht einfacher.
Ver.di muss sich aber auch an

die eigene Nase fassen. Tarifver-
handlungen im Einzelhandel
werden traditionell autonom von
regionalen Tarifkommissionen
geführt. Die Folge: Es mangelt an
Koordination. Sowohl bei den
Forderungen als auch beim Ar-
beitskampf. Bundesweite Akti-
onstage gab es in diesem Jahr
genauso wenig wie eine Kon-
zentration der Streiks auf einzel-
ne, gut organisierte Unterneh-
men. Durch den vorzeitigen Ab-
schluss von Baden-Württemberg
fehlte den anderen Tarifbezirken
einer ihrer stärksten Mitstreiter.
Was tun? Eine bessere Koordi-

nierung ist unvermeidlich. Doch
strukturelle Probleme bleiben:
Mitgliederwerbung ist in der
kleinbetrieblich und verstärkt ge-
werkschaftsfeindlich geprägten
Branche personalintensiv. Perso-
nal, das der Fachbereich 12 nicht
hat. Hier ist ver.di gefragt. Will
die Multibranchengewerkschaft
Erfolg haben, braucht es mehr
(finanzielle) Solidarität aus ande-
ren, besser aufgestellten Ressorts.

Exzellente Ausbeutung
Beschäftigte beklagen unhaltbare Zustände an Hochschulen und Forschungseinrichtungen
Befristung, Unterbezahlung, Geld-
mangel – junge Wissenschaftler
schlagen Alarm. Unhaltbare Ar-
beitsbedingungen bedrohten die
Qualität von Forschung und Lehre.
Sie fordern substanzielle Reformen.

Von Peter Nowak

Im Bundestagswahlkampf betonen
alle Parteien, wie wichtig in einer glo-
balisierten Welt die Unterstützung
des Wissenschaftsstandorts Deutsch-
land ist. Wer in der Wissenschaft ar-
beitet, fühlt sich jedoch alles andere
als gut unterstützt. »Das deutsche
Universitätssystem, das in politi-
schen Sonntagsreden so hoch gelobt
wird, basiert zu Teilen auf der Aus-
beutung derer, die ohne Absicherung
und ohne angemessene Bezahlung
unterrichten«, sagt Ulrike Stamm, die
als Gastprofessorin unter anderemam
Institut für Literaturwissenschaft der
Berliner Humboldt-Universität arbei-
tet. Sie gehört zu den Mitbegründer-
Innen des »Netzwerks für Gute Ar-
beit in der Wissenschaft«, in dem sich
zu Jahresbeginn über 100 Vertreter
aus Hochschulen und wissenschaft-
lichen Einrichtungen zusammenge-
schlossen haben.
Befristungen von unter einem Jahr,

die Unter- oder Nicht-Entlohnung von
Lehrtätigkeit und der Verschleiß von
hoch qualifiziertem wissenschaftli-
chem Personal seien inzwischen der
Regelfall. 75 Prozent aller wissen-
schaftlich Beschäftigten haben dem
Netzwerk zufolge befristete Arbeits-
verträge. In Frankreich und Groß-
britannien seien hingegen lediglich
ein Viertel, in den USA sogar nur ein
Fünftel der wissenschaftlichen Ar-
beitsverträge befristet.
Am Donnerstag stellte der Zusam-

menschluss einen Forderungskatalog
vor, wie die Arbeitsbedingungen in
der Wissenschaft verbessert werden
müssten. Dazu gehört die Abschaf-
fung des Wissenschaftszeitvertrags-
gesetzes, das mit seinen Kurzverträ-
gen eine längere Berufsplanung für
Akademiker erschwert. Darüber hi-
naus fordern die Wissenschaftler die
Abschaffung von Lehrstühlen zu-
gunsten demokratischer Strukturen
in Fachbereichen und Instituten, so-
zialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung als Regelfall sowie unbefris-
tete Beschäftigungsverhältnisse nach
der Promotion.
Eine angemessene und flächende-

ckende Grundfinanzierung der

Hochschulen wird von dem Bündnis
als Voraussetzung für die Umsetzung
dieser Forderungen gesehen. Denn
die Grundfinanzierung der Hoch-
schulen und Forschungseinrichtun-
gen reiche immer weniger, um die
Grundaufgaben der Hochschulen zu
decken. Stattdessen fließe viel Geld
in Exzellenzinitiativen und projekt-
gebundene Forschungsförderung. Da
gleichzeitig die Studierendenzahlen
steigen, seien die Hochschulen ge-
zwungen, immer mehr Lehre durch
prekär beschäftigten Nachwuchs so-
wie unbezahlte PrivatdozentInnen
und unterbezahlte Lehrbeauftragte
zu bewältigen. Wie prekär die Situa-
tion ist, zeigte vor Kurzem die Ant-

wort des Berliner Senats auf eine
Kleine Anfrage der Linkspartei. Da-
nach geben an Berliner Hochschulen
ca. 750 Privatgelehrte Seminare oh-
ne Bezahlung. In anderen Hochschu-
len sieht es nicht besser aus.
Die größten Schnittmengen zu ih-

ren Forderungen sieht das Netzwerk
bei der LINKEN und in einigen Punk-
ten bei den Grünen. Bei den Unions-
parteien und der FDP finden sie hin-
gegen kein Gehör, sagt Fabian Fren-
zel. Daher wollen sich die Beschäf-
tigten im Wissenschaftsbereich wei-
ter organisieren. »Ziel ist es, so gut
aufgestellt zu sein, dass wir in ein-
zelnen Hochschulen auch Arbeits-
kämpfe führen können«, meint Fren-

zel. Doch dazu müsse der Organisa-
tionsgrad unter den wissenschaftlich
Beschäftigten verbessert werden. Die
Kooperation mit Gewerkschaften
mache Fortschritte, betont Frenzel.
Unterstützung bekommt das Bündnis
von der Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di und der GEW. Mit der Bil-
dungsgewerkschaft bereitet das
Netzwerk für November eine Tagung
in Berlin vor. Gute Kontakte gibt es
auch zu der im letzten Jahr an der
Goethe-Universität in Frankfurt am
Main gegründeten Hochschulge-
werkschaft Unterbau, die sich das Ziel
gesetzt hat, Studierende und Be-
schäftigte an den Hochschulen ge-
meinsam zu organisieren.

Von einer Befristung zur nächsten – wer sich für die Wissenschaft entscheidet, bewegt sich im Kreis. Foto: iStock/Gould

Im Kampf mit den Fertigmachern
Die »Aktion./.Arbeitsunrecht« hat seit Kurzem eine Anlaufstelle in Köln für alle von der Arbeitswelt Gebeutelten und Geknechteten

Eine kleine Gruppe kämpft gegen
Betriebsrätefresser und Lohnräu-
ber. Lange war sie vor allem online
erreichbar, doch ihr Widerstand
wird länger gebraucht. Deshalb hat
sie nun eine feste Basis bezogen.

Von Siegfried Schmidtke

Ein auffallend großes Leuchtrekla-
meschild über der Fensterfront in der
Luxemburger Straße 176 markiert in
Köln ein neues Ladenlokal: Hier hat
seit drei Monaten das bundesweit
einzige Büro des Vereins »Akti-
on./.Arbeitsunrecht« einen Raum
bezogen. Der gewöhnungsbedürfti-
ge Name lehnt sich an die juristische
Schreibweise von Streitsachen an:
»./.« heißt so viel wie »gegen«, wie
es zum Beispiel bei Scheidungsver-
fahren »Müller./.Müller« verwendet
wird. Jessica Reisner und Elmar Wi-
gand sitzen an diesem verregneten
Augusttag in einem gekachelten, an
einen OP-Saal erinnernden Raum
hinter ihren Monitoren. Die Fliesen
stammen noch aus der Zeit, als eine
Metzgerei den Laden nutzte. Die
Wände ließen sich so leichter von
Knochensplittern und Blutspritzern
reinigen. Hauen und Stechen waren
hier also mal angesagt.
Im Grunde gilt das auch für das

heutige Arbeitsfeld, das hier be-
ackert wird. Das ist die moderne Ar-
beitswelt, in der Hauen und Stechen
an der Tagesordnung ist. Eine Ar-
beitswelt, die sich mehr und mehr
durch prekäre Beschäftigungsver-

hältnisse ohne Tarifverträge, durch
Leiharbeit, (Sub-Sub-)Subunterneh-
mertum und dem in Amerika übli-
chen, in Europa auch schon weit ver-
breiteten »Union Busting« auszeich-
net, was so viel bedeutet, wie Ge-
werkschaften zu zerschlagen.
Obwohl weit verbreitet, wird das

Hauen und Stechen in der modernen
Arbeitswelt selten öffentlich. Weil es
für die betroffenen Beschäftigten
meist umdie Existenz geht, trauen sich
nur wenige, das ihnen zugefügte Un-
recht publik zu machen. Noch kleiner
ist die Zahl derer, die es wagen, da-
gegen vorzugehen. »Genau deshalb«,
sagt Elmar Wigand, »ist die Aktion ge-
gen Arbeitsunrecht im Januar 2014
gegründet worden.« Neben den bei-
den Büro-Aktivisten gehört der Köl-
ner Publizist Werner Rügemer zu den
Gründungsmitgliedern des Vereins,
der heute rund 300 Mitglieder zählt.
Mit dem im Mai eröffneten Büro bie-
tet der Verein nun eineAnlaufstelle für
alle, die von Ausbeutung und Schika-
ne am Arbeitsplatz betroffen sind.
Viele Reinigungskräfte im Hotel-

und Gaststättengewerbe gehören zu
diesen Gebeutelten. Jessica Reisner
nennt das Beispiel einer brasiliani-
schen Putzfrau, die von der Zings-
heim GmbH, einem Subunterneh-
men für die Zimmerreinigung im
Düsseldorfer Luxushotel »Intercon-
ti«, eingesetzt wurde. Obwohl der
vereinbarte Lohn über dem gesetz-
lichen Mindestlohn lag, wurde die
Putzfrau de facto mit einem deutlich
geringeren Stundenlohn abgespeist.

Denn der Subunternehmer setzte den
Zeitrahmen für die Reinigung eines
Zimmers so eng, dass eine gründli-
che Reinigung in dieser Zeit unmög-
lich war. Die Brasilianerin putzte ge-
wissenhaft und kam so auf täglich
acht Stunden. Bezahlt wurden aber
nur knapp fünf. »Die Überstunden
wurden einfach nicht bezahlt«, sagt
Reisner. »Die Dreistigkeit des Sub-
unternehmers gipfelte im Abzug ei-
ner täglichen Essenspauschale von
3,57 Euro vom Lohn.« Dabei habe die
Frau gar keine Zeit zum Essen.
Im Juni demonstrierte die Akti-

on./.Arbeitsunrecht deshalb zusam-

men mit betroffenen Putzfrauen vor
dem Interconti auf der noblen Düs-
seldorfer Königsallee. »Arbeitsrech-
te sind Menschenrechte« und »Ge-
gen Lohnraub« war auf ihren Pla-
katen zu lesen. Neben unbezahlten
Überstunden gehört vor allem vor-
enthaltenes Kranken- und Urlaubs-
geld zum systematisch betriebenen
Lohnraub, gegen den der Verein
vorgeht. Leider wüssten nur wenige
der Millionen geringfügig Beschäf-
tigten, dass sie Anspruch darauf ha-
ben, sagt Reisner. Kaum jemand po-
che auf diese gesetzlich festgelegte
Leistung.

Ein anderer Schwerpunkt der Köl-
ner Aktivisten ist der Kampf gegen
»Union Busting«. Die USA gelten als
Mutterland für dieses Vorgehen. »Dort
existiert eine ausgeprägte Gewerk-
schaftsvermeidungsindustrie mit
Tausenden von Union Busting-Con-
sultants in spezialisierten Anwalts-
kanzleien«, weiß Wigand. Doch auch
in Deutschland haben findige Juristen
das Verhindern oder Zerschlagen von
Betriebsräten als lukrative Einnahme-
quelle entdeckt. »Der wohl bekann-
teste deutsche Union Buster ist Hel-
mut Naujoks, sagt Wigand. Der Mann
wurde im »Spiegel« mal als »Betriebs-
rätefresser« bezeichnet.
Wigand findet es vollkommen un-

verständlich, dass die Machenschaf-
ten dieser Branche von den deut-
schen Strafverfolgungsbehörden
weitgehend ignoriert werden. Die
Behinderung von Betriebsratswahlen
und der Betriebsratsarbeit sei nach
Paragraf 119 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes eine Straftat – »in der
Bundesrepublik die wohl am wenigs-
ten verfolgte«.
Das ist einer der Gründe, warum

die Aktion./.Arbeitsunrecht jedes
Jahr an einem »Freitag, den 13.« Ak-
tionstage gegen Firmen und Kanz-
leien veranstaltet, die nach einer On-
line-Abstimmung als besonders rabi-
ate Arbeitsrechte-Verhinderer nomi-
niert werden. Der nächste Schwarze
Freitag findet am 13. Oktober statt.
Nominiert sind das Deutsche Rote
Kreuz, H&M und der Mercedes-Zu-
lieferer Rotec.Jessica Reisner und Elmar Wigand Foto: Siegfried Schmidke

Vergabe ohne
Tarifbindung
Hessens Landtag debattiert
über neuen Flughafendienst

Eine neue Runde im Ausschrei-
bungswettbewerb von Bodenver-
kehrsdienstleistungen am Frank-
furter Flughafen zu Lasten der Be-
schäftigten war am Donnerstag
Tagesordnungspunkt im Hessi-
schen Landtag. Die Landesregie-
rung müsse bei Vergaben von Auf-
trägen die Tarifbindung sichern,
forderte die Linksfraktion, die den
Anstoß zur Debatte gegeben hat-
te. Betriebsräte der Firma Accio-
na, die vor kurzem bei einer Aus-
schreibung gegen den Mitbewer-
ber Wisag verloren hatte, verfolg-
ten die Aussprache von der Besu-
chertribüne aus. Sie befürchten,
dass sich ihre Arbeitsbedingun-
gen, die derzeit tariflich abgesi-
chert sind, selbst bei einer Wei-
terbeschäftigung durch Wisag spä-
testens nach einem Jahr ver-
schlechtern. Wisag ist nicht tarif-
gebunden und stand immer wie-
der wegen des Einsatzes von Leih-
arbeitern und der Aufspaltung von
Betrieben in der Kritik.
Linksfraktionschefin Janine

Wissler prangerte einen »erbar-
mungslosen Absenkungswettbe-
werb auf Kosten der Mitarbeiter«
an. Diese Tendenz werde sich ver-
stärken, da der Frankfurter Flug-
hafenbetreiber Fraport nun für
den irischen Billigflieger Ryanair
den »roten Teppich ausrollt«. Es
sei eine besondere »Sauerei«, dass
das Wirtschaftsministerium bei
den Ausschreibungskriterien nicht
auf die Tarifbindung gepocht ha-
be. Auch der SPD-Mann Wolf-
gang Decker kritisierte prekäre
Arbeitsbedingungen am Flugha-
fen und die Tatsache, dass Wisag
keine Tarifbindung habe.
Wirtschaftsminister Tarek Al-

Wazir (Grüne) verteidigte das
Ausschreibungsverfahren. Es ent-
spräche Bundes- und Europa-
recht. Eine Allgemeinverbindlich-
keitserklärung für Tarifverträge
könne nur die Bundesebene aus-
sprechen, so der Minister. Dem
widersprach der Abgeordnete
Hermann Schaus unter Verweis
auf einen Vorstoß der Landesre-
gierungen von Berlin und Bran-
denburg. Dort hatten die Sozial-
ressorts jüngst länderübergreifen-
de Tarifverträge für Bodendienste
an den Flughäfen Tegel und Schö-
nefeld für allgemeinverbindlich
erklärt. hgö


